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A. Bericht des Abgeordneten Geiger (München): 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von 
Ansprüchen aus Lebens- und Rentenversicherun- 
gen — Drucksache 1142 — wurde in der 66. Ple- 
narsitzung des Deutschen Bundestages am 17. Fe- 
bruar 1955 federführend an den Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht und zur Mit- 
beratung an die Ausschüsse für Geld und Kredit 
sowie für Heimatvertriebene überwiesen. In Über- 
einstimmung mit den beteiligten Ausschüssen 
wurde die Federführung nachträglich durch Be- 
schluß des Ältestenrates dem Ausschuß für Geld 
und Kredit übertragen, und der Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht wurde mitbe- 
ratend beteiligt. 

Der Ausschuß für Geld und Kredit hat in seinen 
Sitzungen vom 28. April und 25. Mai 1955 den 
Entwurf eingehend beraten und beschlossen, dem 
Plenum des Bundestages zu empfehlen, den Ent- 
wurf in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung 
anzunehmen. Der Ausschuß für Rechtswesen und 
Verfassungsrecht hat den Entwurf in seiner Sitzung 
vom 30. März 1955, der Ausschuß für Heimatvex*- 
triebene in seiner Sitzung vom 29. März 1955 be- 
raten. 

I. Allgemeines 

Durch die Zweite Verordnung über die Lebens- 
und Rentenversicherung aus Anlaß der Neuord- 
nung des Geldwesens vom 27. Juli 1948 waren die- 
jenigen Ostversicherten, die nach dem 20. Juni 
1948 in die Westzone gezogen sind, von der Gel- 
tendmachung ihrer Ansprüche aus Lebens- und 
Rentenversicherungen ausgeschlossen. Der vorlie- 
gende Entwurf strebt eine Neuordnung für die 
vor der Währungsreform abgeschlossenen Lebens- 
und Rentenversicherungen unter Berücksichtigung 
der sich aus der Teilung Deutschlands ergebenden 
Probleme an. In drei Punkten erfährt der gegen- 
wärtige Rechtszustand eine wesentliche Änderung: 


1. Es wird den Flüchtlingen aus der sowjetischen 
Besatzungszone, die bis zum 31. Dezember 1952 
ihren Wohnsitz in der Bundesrepublik oder in 
Berlin (West) genommen haben, die Möglich- 
keit gegeben, ihre Ansprüche im Rahmen des 
vorliegenden Gesetzes geltend zu machen. In 
Ausnahmefällen (z. B. Familienzusammenfüh- 
rung) ist dies auch über den Stichtag hinaus 
möglich. 

2. Das Saargebiet wird durch die Gesetzesvorlage 
aus dem Ausschlußgebiet ausgenommen. Hier- 
durch werden nur wenige Fälle betroffen, da bis 
auf kleinere Pensionskassen die bestehenden 
Versicherungsverhältnisse im Saargebiet von 
dort tätigen Gesellschaften übernommen worden 
sind. 

3. Ebenso können Vertriebene ihre Ansprüche ge- 
gen die Versicherungsgesellschaften geltend 
machen. Dies gilt aber nicht gegen nichtverla- 
gerte Ost-V ersicherungsgesellschaf ten. 

Die Formulierung des § 10 Abs. 2 bedingte die 
Zustimmungsbedürftigkeit des Bundesrates für die 
gesamte Gesetzesvorlage, da hier frühere Rechts- 
verordnungen, die mit Zustimmung des Bundes- 
rates erlassen worden sind, berührt werden. 

Im ersten Durchgang lehnte der Bundesrat die 
Gesetzesvorlage mit der Begründung ab, daß es 
sich bei den zu regelnden Fällen nicht um eine 
Ergänzung der Währungsgesetzgebung handele, 
sondern Härtefälle ausgeglichen werden sollen, 
die durch die Währungsreform entstanden sind. 
Derartige finanzielle Auswirkungen seien nach 
Art. 120 GG vom Bund zu tragen. 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht kam nach eingehender Beratung mit 6 gegen 
3 Stimmen bei 4 Enthaltungen zu der Auffassung, 
daß durch das vorliegende Gesetz Kriegsfolgen 
im Sinne des Art. 120 GG nicht geregelt werden, 
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es sich vielmehr um eine Ergänzung der Wäh- 
rungsgesetzgebung handelt. Der Ausschuß für Geld 
und Kredit schloß sich dieser Ansicht grundsätzlich 
an. Was den § 10 Abs. 2 anlangt, wonach die Ver- 
sicherungsunternehmen in ihrer Umstellungsrech- 
nung eine Rückstellung für Umstellungskosten 
einsetzen können, so wurde diese Bestimmung im 
Laufe der Beratungen gestrichen. Dadurch entfällt 
die Zustimmungsbedürftigkeit des Bundesrates 
auch aus dieser Bestimmung der Gesetzesvorlage. 


II. Im einzelnen 

Zur Präambel 

Durch die Streichung des § 10 Abs. 2 entfällt 
die Zustimmungsbedürftigkeit des Bundesrates 

(siehe I. Allgemeines). Der Zusatz „mit Zustim- 
mung des Bundesrates“ konnte daher aus der Prä- 
ambel gestrichen werden. 

Zu § 1 

Die Umstellung der §§ 7 und 8 des Regierungs- 
entwurfs bedingt, daß die Begrenzung nach den 
§§ 2 bis 5 in der aus der nachstehenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Form geändert wird. 

Zu § 2 

Aus sprachlichen Gründen wurde auf Vorschlag 
des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht der Satz 1 neu gefaßt. 

Die Formulierung in Buchstabe a „oder in einem 
Staat, dessen Regierung die Bundesrepublik an- 
erkannt hat“ ließ bei den Beratungen Zweifel auf- 
kommen, ob die formale Anerkennung der Bun- 
desrepublik Deutschland erforderlich sei oder ob 
auch Staaten wie z. B. Österreich und Finnland 
sowie die zukünftige Anerkennung der Bundes- 
republik durch andere Staaten eingeschlossen seien. 
Nach eingehender Beratung wurde festgestellt, 
daß sowohl Österreich und Finnland als auch die 
zukünftige Anerkennung durch den vorliegenden 
Text erfaßt würden. Diese Frage ist mit dem Aus- 
wärtigen Amt abgesprochen worden, das sich ein- 
verstanden erklärt hat. 

Zu § 6 

In § 6 ist insofern ein Kernpunkt zu sehen, als 
durch die Gesetzesvorlage das Erlöschen der An- 
sprüche auf den im § 24 Abs. 6 des Umstellungs- 
gesetzes beschriebenen Fall beschränkt wird, wo- 
nach Verbindlichkeiten erlöschen, die auf Grund 
eines außerhalb des Währungsgebietes ergangenen 
Gesetzes einem anderen Unternehmen übertragen 
worden sind. In der Neufassung des § 6 wurde 
zunächst auch redaktionell zwischen Anschlußver- 
sicherung und Übertragung unterschieden. 

In Abs. 1 wird grundsätzlich festgehalten, daß 
Ansprüche erloschen sind, sofern diese bereits auf 
ein Versicherungsunternehmen außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes (z. B. Monopolanstal- 


ten der Ostzone) übertragen wurden. Sofern 
jedoch der Anspruchsberechtigte gegen das Ver- 
sicherungsunternehmen außerhalb des Gel- 
tungsbereiches dieses Gesetzes infolge Vertrei- 
bungs- oder Enteignungsmaßnahmen seine Forde- 
rungen nicht geltend machen kann, ist er berech- 
tigt, seine Ansprüche gegen ein Versicherungs- 
unternehmen i m Geltungsbereich dieses Gesetzes 
geltend zu machen. 

In der Neufassung des Abs. 2 werden die An- 
sprüche aus einer Anschlußversicherung neu ge- 
regelt. Im Falle einer Anschlußversicherung kann 
der Versicherungsnehmer nur Ansprüche geltend 
machen, die über einen realisierbaren Anspruch 
hinausgehen (Höchstsumme 10 000 DM bei den 
Monopolanstalten der Ostzone). Der Gesetzestext 
enthält insofern auch eine Beweislastregel, als der 
Antragsteller nachweisen muß, daß bei dem Ver- 
sicherungsunternehmen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes früher ein Versicherungsvertrag bestand. 

Zu § 7 

Die §§ 7 und 8 wurden aus rein formalen Grün- 
den umgestellt. 

Zu § 8 

Um deutsche und ausländische Versicherungs- 
unternehmen in der Regelung nach diesem Gesetz 
gleichzustellen, wurde in Abs. 1 das Wort „deut- 
schen“ gestrichen und der Abs. 2 für überflüssig 
erklärt. 

Zu § 9 

Dem Ausschuß lag der Antrag vor, als § 9 a die 
Bestimmung aufzunehmen, daß Versicherungsneh- 
mer, die nach § 2 Buchstabe a und § 3 Buchstabe a 
keine Ansprüche geltend machen können, späte- 
stens im Zeitpunkt der Wiedervereinigung mit den- 
jenigen gleichgestellt werden, die diese Voraus- 
setzungen erfüllen. Damit sollte den Ostzonenbe- 
wohnern aufgezeigt werden, daß ihre Ansprüche 
auch nach einer Wiedervereinigung nicht verfallen 
sind. Bei der Aussprache wurde übereinstimmend 
festgestellt, daß, wie schon in der Begründung 
der Regierungsvorlage hervorgehoben, alle An- 
sprüche, die jetzt nicht geltend gemacht werden 
können, weiter bestehen bleiben. Sachlich stand 
dem Antrag nichts entgegen; aus juristischen und 
logischen Gründen mußte jedoch von einer Auf- 
nahme des § 9 a abgesehen werden, da der ge- 
samtdeutsche Gesetzgeber nicht schon heute durch 
eine derartige Bestimmung gebunden werden 
könne. 

Zu § 10 

In § 10 wurde der Abs. 2 gestrichen (vgl. hierzu 
die Ausführungen unter I. Allgemeines). 

Zu § 12 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Frist 
der Verjährung von sechs Monaten erschien zu 


2 



knapp bemessen und wurde neu auf ein Jahr fest- 
gelegt. Nach einigen redaktionellen Änderungen 
wurde § 12 in der aus der nachfolgenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung neu formuliert. 

Zu § 15 

Aus der Fassung des § 15 geht hervor, -daß An- 
sprüche von Versicherungsnehmern, die diese nach 
dem vorliegenden Gesetz nicht geltend machen 
können, nicht erloschen sind, sondern weiterbe- 
stehen. In den in § 15 zur Aufhebung gebrachten 
Verordnungen war bestimmt worden, daß alle Ver- 
sicherungsverbindlichkeiten außerhalb des Wäh- 
rungsgebietes als erloschen galten. Die Aufhebung 
dieser Verordnung läßt derartige Verbindlichkei- 
ten im Rahmen des vorliegenden Gesetzes auch 
für die Zukunft bestehen. 


Zu § 16 a 

Der zuständige Ausschuß des Bundesrates hat 
die Einfügung des § 16 a beantragt. Dem Antrag 
wurde stattgegeben. 

Zu § 17 

Das Gesetz soll am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft treten. 


Bonn, den 4. Juli 1955 

Geiger (München) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1142 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 4. Juli 1955 


Der Ausschuß für Geld und Kredit 


Scharnberg 

Vorsitzender 


Geiger (München) 

Berichterstatter 


a 



Zusammenstellung 


des Entwurfs eines Gesetzes zur Regelung von Ansprüchen aus 
Lebens- und Rentenversicherungen 

- Drucksache 1142 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Geld und Kredit 

(22. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf 'eines Gesetzes zur Regelung von 
Ansprüchen aus Lebens- und Rentenver- 
sicherungen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Versicherungsunternehmen können wegen 
ihrer Verbindlichkeiten aus Lebens- und Ren- 
tenversicherungen , die nach den vor dem In- 
krafttreten des Währungsgesetzes in Geltung 
gewesenen Vorschriften in Reichsmark zu er- 
füllen gewesen wären, nur nach §§ 2 bis 5 in 
Anspruch genommen werden. 


§ 2 

Aus am 20. Juni 1948 noch laufenden Ver- 
sicherungen können Ansprüche nur geltend 
gemacht werden, wenn 

a) der Versicherungsnehmer am 20. Juni 
1948 oder zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens aber am 31. Dezember 1952, 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt, Sitz oder Ort der Niederlassung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, im Saar- 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von 
Ansprüchen aus Lebens- und Rentenver- 
sicherungen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Versicherungsunternehmen können wegen 
ihrer Verbindlichkeiten aus Lebens- und Ren- 
tenversicherungen, die nach den vor dem In- 
krafttreten des Währungsgesetzes in 'Geltung 
gewesenen Vorschriften in Reichsmark zu er- 
füllen gewesen wären, nur nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen in Anspruch ge- 
nommen werden. 

S 2 

Aus Versicherungen, die am 20. Juni 1948 
noch gelaufen sind, können Ansprüche nur 
geltend gemacht werden, wenn 

a) unverändert 
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Entwurf 

gebiet oder in einem Staat hatte, dessen 
Regierung die Bundesrepublik Deutsch- 
land anerkannt hat, 
oder 

b) nach dem 8. Mai 1945 Prämien im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gezahlt wor- 
den sind und das Versicherungsverhältnis 
weder spätestens zum 20. Juni 1948 ge- 
kündigt war noch nach § 3 der Dritten 
Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz (Versicherungsverordnung) als 
gekündigt gilt. 

Ist der Versicherungsfall eingetreten und steht 
der Anspruch aus der Versicherung nicht dem 
Versicherungsnehmer zu, so können die Ver- 
sicherungsunternehmen wegen ihrer Verbind- 
lichkeiten auch in Anspruch genommen wer- 
den, wenn nur der sonst aus der Versicherung 
Berechtigte (zum Beispiel der Bezugsberech- 
tigte, Abtretungsempfänger oder Erbe) die 
Voraussetzungen unter Buchstabe a erfüllt, 
es sei denn, daß er den Anspruch aus der Ver- 
sicherung durch eine von dem Versicherungs- 
nehmer erst nach dem 8. Mai 1945 getroffene 
Verfügung unter Lebenden erworben hat. 
§ 3 der Versicherungsverordnung bleibt un- 
berührt. 

§ 3 

Ist der Versicherungsfall vor dem 21. Juni 
1948 eingetreten, so können Ansprüche nur 
geltend gemacht werden, wenn 

a) der Versicherungsnehmer entweder bei 
Eintritt des Versicherungsfalles oder zu 
einem der in § 2 Buchstabe a bezeichneten 
Zeitpunkte seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt, Sitz oder Ort der Nie- 
derlassung im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes, im Saargebiet oder in einem Staat 
hatte, dessen Regierung die Bundesrepu- 
blik Deutschland anerkannt hat, 

oder 

b) nach dem 8. Mai 1945 Prämien im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gezahlt wor- 
den sind und bei Eintritt des Versiche- 
rungsfalles das Versicherungsverhältnis 
weder gekündigt noch eine seit zwölf Mo- 
naten oder länger fällige Folgeprämie un- 
bezahlt war. 

Steht der Anspruch aus der Versicherung 
nicht dem Versicherungsnehmer zu, so kön- 
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b) unverändert 


Ist der Versicherungsfall eingetreten und steht 
der Anspruch aus der Versicherung nicht dem 
Versicherungsnehmer zu, so können die Ver- 
sicherungsunternehmen wegen ihrer Verbind- 
lichkeiten auch in Anspruch genommen wer- 
den, wenn nur der sonst aus der Versicherung 
Berechtigte (zum Beispiel der Bezugsberech- 
tigte, Abtretungsempfänger oder Erbe) die 
Voraussetzungen unter Buchstabe a erfüllt, 
es sei denn, daß er den Anspruch aus der Ver- 
sicherung durch eine von dem Versicherungs- 
nehmer erst nach dem 8. Mai 1945 getroffene 
Verfügung unter Leibenden erworben hat. 
§ 3 der Versicherungsverordnung bleibt un- 
berührt. 

§ 3 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


nen die Versicherungsunternehmen wegen 
ihrer Verbindlichkeiten auch in Anspruch ge- 
nommen werden, wenn nur der sonst aus der 
Versicherung Berechtigte die Voraussetzungen 
unter Buchstabe a erfüllt, es sei denn, daß er 
den Anspruch aus der Versicherung durch 
eine von dem Versicherungsnehmer erst nach 
dem 8. Mai 1945 getroffene Verfügung unter 
Lebenden erworben hat. 

§ 4 

Die Voraussetzungen des § 2 Buchstabe a 
und des § 3 Buchstabe a hinsichtlich des 
Wohnsitzes oder dauernden Aufenthalts gel- 
ten auch als erfüllt, wenn der Berechtigte 
nach dem 31. Dezember 1952 im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt genommen hat oder 
nimmt 

a) als Heimkehrer nach den Vorschriften des 
Heimkehrergesetzes vom 19. Juni 1950 
(Bundesgesetzbl. I S. 221) in der Fassung 
des Gesetzes vom 30. Oktober 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 875) 

oder 

b) als Vertriebener (Aussiedler) gemäß § 1 
Abs. 2 Nr, 3 des Bundesvertriebenenge- 
setzes vom 19. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 201) innerhalb von sechs Monaten nach 
der Aussiedlung 

oder 

c) unter den in § 3 des Bundesvertriebenen- 
gesetzes genannten Voraussetzungen (So- 
wjetzonenflüchtling). 

Das gleiche gilt, wenn der Berechtigte im 
Wege der Familienzusammenführung zu sei- 
nem Ehegatten oder als Minderjähriger zu 
seinen Eltern oder als hilfsbedürftiger Eltern- 
teil zu seinen Kindern gezogen ist, voraus- 
gesetzt, daß das Familienmitglied, zu dem der 
Zuzug erfolgt, seinen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthaltsort bei Ablauf des 31. Dezem- 
ber 1952 im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hatte oder daß Buchstabe a, b oder c auf 
dieses Familienmitglied zutrifft. 

§ 5 

(1) Stand der Anspruch aus der Versiche- 
rung bei Ablauf des 31. Dezember 1952 einer 
ehelichen Gütergemeinschaft oder einer Er- 
bengemeinschaft zu, so gelten die Vorausset- 


§ 4 


unverändert 


§ 5 


unverändert 


6 



Entwurf 

Zungen des § 2 Buchstabe a und des § 3 Buch- 
stabe a als erfüllt, wenn sie mindestens in der 
Person eines Mitberechtigten gegeben sind. 

(2) Stand der Anspruch aus der Versiche- 
rung bei Ablauf des 31. Dezember 1932 einer 
sonstigen Gemeinschaft zur gesamten Hand 
zu, so gelten die Voraussetzungen des § 2 
Buchstabe a und des § 3 Buchstabe a als er- 
füllt, wenn sie entweder in der Person aller 
Mitberechtigten gegeben sind oder wenn die 
Gemeinschaft zur gesamten Hand bei Ablauf 
des 31. Dezember 1932 ihren Sitz oder Ort 
der Geschäftsleitung im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes, im Saargebiet oder in einem 
Staat hatte, dessen Regierung die Bundesre- 
publik Deutschland anerkannt hat. 

S 6 

(1) Sind Verbindlichkeiten aus einem Ver- 
sicherungsverhältnis mit einem im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes zugelassenen Versiche- 
rungsunternehmen auf ein Versicherungsun- 
ternehmen außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes übertragen oder ist das Ver- 
sicherungsverhältnis durch einen Vertrag mit 
einem solchen V er sicherungsunternehmen er- 
setzt worden, so gelten die Ansprüche gegen- 
über dem im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zugelassenen Versicherungsunternehmen wei- 
terhin mit Wirkung vom 21. Juni 1948 als 
erloschen. 


(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden , wenn 
Verbindlichkeiten auf ein Versicherungsun- 
ternehmen außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes übertragen worden sind , An- 
sprüche gegen dieses Unternehmen aber von 
Personen deutscher Staatsangehörigkeit oder 
deutscher Volkszugehörigkeit infolge gegen 
sie gerichteter Vertreibungsmaßnahmen nicht 
geltend gemacht werden können. Auch wegen 
dieser Ansprüche können die Versicherungs- 
unternehmen nur nach 55 2 bis 5 in An- 
spruch genommen werden. 

5 * 7 

Ansprüche aus einem Versicherungsverhält- 
nis, das zu einem selbständigen ausländischen 
Bestand eines deutschen Versicherungsunter- 
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S 6 

(1) Sind Verbindlichkeiten aus einem Ver- 
sicherungsverhältnis mit einem im Geltungs- 
bereich 'dieses Gesetzes zugelassenen Versiche- 
rungsunternehmen auf ein Versicherungsun- 
ternehmen außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes übertragen worden, so sind 
die Ansprüche gegenüber dem im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes zugelassenen Versiche- 
rungsunternehmen mit Wirkung vom 
21. Juni 1948 erloschen. Das gilt nicht, wenn 
Personen deutscher Staatsangehörigkeit oder 
deutscher Volkszugehörigkeit Ansprüche ge- 
gen das Versicherungsunternehmen außer- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes in- 
folge gegen sie gerichteter Vertreibungs- oder 
Enteignungsmaßnahmen nicht geltend machen 
können. 

(2) Ist auf Antrag des Versicherungsneh- 
mers das Versicherungsverhältnis durch einen 
Vertrag mit einem Versicherungsunterneh- 
men außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes ersetzt worden (Anschlußversiche- 
rung), so sind die Ansprüche gegenüber dem 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zugelasse- 
nen Versicherungsunternehmen mit Wirkung 
vom 21. Juni 1948 insoweit erloschen, als die 
Versicherungssummen des ursprünglichen 
und des neuen Vertrages sich im Zeitpunkt 
des Abschlusses des neuen Vertrages deckten. 

siehe § 8 
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Entwurf Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 

nehmens mit Sitz oder Verwaltung im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gehört, können, 
soweit sie nicht bereits nach § 6 als erloschen 
gelten, nicht geltend gemacht werden, es sei 
denn, daß 

a) mit dem beteiligten Staat zweiseitige Ver- 
einbarungen im Sinne des Artikels 23 des 
Abkommens über deutsche Auslandsschul- 
den vom 27. Februar 1953 getroffen wor- 
den sind 

oder 

b) das Bundesaufsichtsamt für das Versiche- 
rungs- und Bausparwesen den Wegfall 
der Voraussetzungen für das Leistungs- 
verbot festgestellt und im Einvernehmen 
mit dem Schuldner der Ausgleichsforde- 
rungen die Erfüllung der Verbindlich- 
keiten gestattet hat. 


siehe § S § 7 

(1) Als zum inländischen Bestand eines 
Versicherungsunternehmens gehörig können 
Ansprüche aus solchen Versicherungsverhält- 
nissen geltend gemacht werden, 'die 

a) in einem nach dem 31. Dezember 1937 in 
das Deutsche Reich eingegliederten Ge- 
biet nach der Eingliederung begründet 
worden sind und auf Reichsmark lautende 
Ansprüche gegen ein der deutschen Ver- 
sicherung sauf sicht unterstehendes Versiche- 
rungsunternehmen gewährten 

oder 

b) in den unter Buchstabe a bezeichneten 
Gebieten vor deren Eingliederung be- 
gründet worden sind und zu einem selb- 
ständigen ausländischen Bestand gehörten, 
nach der Eingliederung aber auf Reichs- 
mark umgestellt wurden und Ansprüche 
gegen ein der deutschen Versicherungs- 
aufsicht unterstehendes Versicherungsun- 
ternehmen gewährten. 

Das gilt jedoch nur, wenn der Versicherungs- 
nehmer oder der sonst aus der Versicherung 
Berechtigte zu den in § 2 Buchstabe a und § 3 
Buchstabe a bezeichneten Zeitpunkten seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt, Sitz 
oder Ort 'der Niederlassung im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes hatte. Im übrigen blei- 
ben die §§ 2 bis 4 unberührt. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Ver- 
sicherungsverhältnisse gelten ohne Rücksicht 


8 



Entwurf 


S * 

(1) Als zum inländischen Bestand eines 
deutschen Versicherungsunternehmens ge- 
hörig können Ansprüche aus solchen Ver- 
sicherungsverhältnissen geltend gemacht wer- 
den, die 

a) in einem nach dem 31. Dezember 1937 in 
das Deutsche Reich eingegliederten Ge- 
biet nach der Eingliederung begründet 
worden sind und auf Reichsmark lautende 
Ansprüche gegen ein der deutschen Ver- 
sicherungsauf sicht unterstehendes V ersiche- 
rungsunternehmen gewährten 

oder 

b) in den unter Buchstabe a bezeichneten 
Gebieten vor deren Eingliederung be- 
gründet worden sind und zu einem selb- 
ständigen ausländischen Bestand gehörten, 
nach der Eingliederung aber auf Reichs- 
mark umgestellt wurden und Ansprüche 
gegen ein der deutschen Versicherungs- 
aufsicht unterstehendes Versicherungsun- 
ternehmen gewährten. 

Das gilt jedoch nur, wenn der Versicherungs- 
nehmer oder der sonst aus der Versicherung 
Berechtigte zu den in § 2 Buchstabe a und § 3 
Buchstabe a bezeichneten Zeitpunkten seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt, Sitz 
oder Ort der Niederlassung im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes hatte. Im übrigen blei- 
ben die §§ 2 bis 4 unberührt. 

(2) Niederlassungen ausländischer Versiche- 
rungsunternehmen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes können wegen der in Absatz 1 
Buchstabe b bezeichneten Verbindlichkeiten 
nur in Anspruch genommen werden , wenn 
das V er Sicherungsverhältnis zum Bestand 
einer bereits vor dem 8. Mai 1945 im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes befindlichen Nie- 
derlassung gehörte. 


Beschlüsse des 22. Ausschusses 

auf die Fälligkeit der nicht gezahlten Folge- 
prämien mit Wirkung vom 20. Juni 1948 als 
gekündigt. Im übrigen bleibt § 3 der Ver- 
sicherungsverordnung unberührt, jedoch kön- 
nen Heimkehrer im Sinne des Heimkehrer- 
gesetzes noch innerhalb von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes verlangen, 
daß der Versicherungsvertrag gemäß § 3 
Abs. 5 der Versicherungsverordnunig wieder 
in Kraft gesetzt wird. 

siehe § 7 
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(3) Die in Absatz 1 bezeichnten Ver- 
sicherungsverhältnisse gelten ohne Rücksicht 
auf die Fälligkeit der nicht gezahlten Folge- 
prämien mit Wirkung vom 20. Juni 1948 als 
gekündigt. Im übrigen bleibt § 3 der Ver- 
sicherungsverordnung unberührt, jedoch kön- 
nen Heimkehrer im Sinne des Heimkehrer- 
gesetzes noch innerhalb von sechs Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes verlangen, 
daß der Versicherungsvertrag gemäß § 3 
Abs. 5 der Versicherungsverordnung wieder 
in Kraft gesetzt wird. 

siehe § 7 


§ 9 

Die Bestimmungen der §§ 2 Bis 8 gelten 
für Gruppenversicherungen sinngemäß. 

§ 10 

(1) Soweit Versicherungsunternehmen we- 
gen Verbindlichkeiten, die bisher in die Um- 
stellungsrechnung nicht einzustellen waren, 
auf Grund dieses Gesetzes mit Wirkung vom 
21. Juni 1948 in Anspruch genommen werden 
können, ist die Umstellungsrechnung zu be- 
richtigen. Die für die Zeit vor dem 1. April 
1955 geschuldeten Zinsen auf die den Ver- 
sicherungsunternehmen insoweit zustehenden 
Ausgleichsforderungen werden erst am 
1. April 1955 fällig. 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


§ 8 

Ansprüche aus einem Versicherungsverhält- 
nis, das zu einem selbständigen ausländischen 
Bestand eines deutschen Versicherungsunter- 
nehmens mit Sitz oder Verwaltung im Gel- 
tu ngslbereich dieses Gesetzes gehört, können, 
soweit sie nicht bereits nach § 6 als erloschen 
gelten, nicht geltend gemacht werden, es sei 
denn, daß 

a) mit dem beteiligten Staat zweiseitige Ver- 
einbarungen im Sinne des Artikels 23 des 
Abkommens über deutsche Auslandsschul- 
den vom 27. Februar 1953 getroffen wor- 
den sind 

oder 

b) das Bundesaufsichtsamt für das Versiche- 
rungs- und Bausparwesen 'den Wegfall 
der Voraussetzungen für das Leistungs- 
verbot festgestellt und im Einvernehmen 
mit dem Schuldner der Ausgleichsforde- 
rungen die Erfüllung der Verbindlich- 
keiten gestattet hat. 

§ 9 

unverändert 
§ 10 

(1) unverändert 
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(2) Die Versicherungsunternehmen können 
in ihrer Umstellungsrechnung auch für die in 
Absatz 1 bezeichneten Verbindlichkeiten eine 
Rückstellung für Umstellungskosten einset- 
zen. Die Vorschriften der Fünfundvierzigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstellungs- 
gesetz gelten entsprechend. Die den Versiche- 
rungsunternehmen insoweit zustehende Son- 
derausgleichsforderung (§2 der Fünfundvier- 
zigsten Durchführungsverordnung zum Um- 
stellungsgesetz) ist jedoch erst vom 1. April 
1955 an zu verzinsen. § 1 Abs. 3 und § 4 
Abs. 3 der Fünfundvierzigsten Durchfüh- 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz 
sind nicht anzuwenden. 

§ n 

Auf Verbindlichkeiten aus Renten- und 
Pensionsversicherungsverhältnissen, wegen de- 
ren Versicherungsunternehmen bisher nicht 
in Anspruch genommen werden konnten, 
nach den §§ 2 bis 8 aber in Anspruch genom- 
men werden können, ist das Rentenaufbes- 
serungsgesetz in der Fassung vom 15. Fe- 
bruar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 118) mit 
Wirkung vom 1. April 1955 anzuwenden. 


§ 12 

Ansprüche aus einem Versicherungsverhält- 
nis, die nach den aus Anlaß der Neuordnung 
des Geldwesens erlassenen Vorschriften als 
erloschen galten oder bis auf weiteres nicht 
geltend gemacht werden konnten, nach die- 
sem Gesetz aber geltend gemacht werden 
können, verjähren, soweit sie am 21. Juni 
1948 noch nicht verjährt waren, in dem Zeit- 
punkt, in dem die Verjährung vollendet wor- 
den wäre , wenn die Ansprüche hätten geltend 
gemacht werden können , jedoch nicht vor 
Ablauf von einem Jahr seit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes; in den Fällen des § 4 
verjähren die Ansprüche nicht vor Ablauf 
von sechs Monaten nach dem Zeitpunkt der 
Begründung des Wohnsitzes oder dauernden 
Aufenthalts im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes. 


§ 13 

(1) Die Rechtskraft einer gerichtlichen Ent- 
scheidung, durch die eine Klage auf Grund 
der aus Anlaß der Neuordnung des Geld- 
wesens erlassenen Vorschriften abgewiesen 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 
(2) entfällt 


§ 11 
u n v e r ä n 


d e 


r t 


§ 12 

Ansprüche aus einem Versicherungsverhält- 
nis, die nach den aus Anlaß der Neuordnung 
des Geldwesens erlassenen Vorschriften als 
erloschen galten oder bis auf weiteres nicht 
geltend gemacht werden konnten, nach die- 
sem Gesetz aber geltend gemacht werden 
können, verjähren, soweit sie am 21. Juni 
1948 noch nicht verjährt waren, nicht vor 
Ablauf von einem Jahr seit dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes; in den Fällen des § 4 
verjähren die Ansprüche nicht vor Ablauf 
von einem Jahr nach dem Zeitpunkt der Be- 
gründung des Wohnsitzes oder dauernden 
Aufenthalts im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes. 


§ 13 


unverändert 
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Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


wurde, steht der Geltendmachung von An- 
sprüchen aus dem Versicherungsverhältnis 
nach Maßgabe dieses Gesetzes nicht entgegen. 
Diese Vorschrift ist auf Vergleiche ent- 
sprechend anzuwenden. 

(2) Wird ein beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes anhängiger Rechtsstreit infolge 
dieses Gesetzes für erledigt erklärt, so trägt 
jede Partei ihre außergerichtlichen Kosten 
und die Hälfte der gerichtlichen Auslagen. 
Die Gerichtsgebühren werden niedergeschla- 
gen. 


S 14 § 14 

Die in § 12 bezeichneten Ansprüche werden unverändert 

nicht vor Ablauf von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig. 


§ 15 

§ 9 der Ersten Verordnung (Anordnung) 
über die Lebens- und Rentenversicherung aus 
Anlaß der Neuordnung des Geldwesens vom 
5. Juli 1948 und die Zweite Verordnung (An- 
ordnung) über die Lebens- und Rentenver- 
sicherung aus Anlaß der Neuordnung des 
Geldwesens vom 27. Juli 1948 sowie die in 
den einzelnen Ländern an ihrer Stelle gelten- 
den Vorschriften werden mit Wirkung vom 
Tage ihres Inkrafttretens aufgehoben. 

§ 16 

Dieses Gesetz gilt gemäß § 13 Abs. 1 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) mit folgenden 
Maßgaben auch in Berlin (West): 

a) In § 2 und § 8 Abs. 3 tritt an die Stelle 
des 20. Juni 1948 der 24. Juni 1948, in 
§ 3, § 6 Abs. 1, § 10 Abs. 1 und § 12 
an die Stelle des 21. Juni 1948 der 
25. Juni 1948; 

b) an die Stelle der in § 2 Buchstabe b, § 2 
letzter Satz und § 8 Abs. 3 angeführten 
Vorschriften der Dritten Durchführungs- 
verordnung zum Umstellungsgesetz (Ver- 
sicherungsverordnung) treten die ent- 
sprechenden Vorschriften der Durchfüh- 
rungsbestimmung Nr. 4 zur Umstellungs- 
verordnung (Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin 1948 Teil I S. 377); 

c) an die Stelle der in § 10 Abs. 2 angeführ- 
ten Vorschriften der Fünfundvierzigsten 


§ 15 


unver'änd e r t 


§ 16 

unverändert 
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Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 


Durchführungsverordnung zum Umsteh 
lungsgesetz treten die entsprechenden 
Vorschriften der Durchführungsbestim- 
mung Nr. 10 zur Umstellungsergänzungs- 
verordnung; anstelle der in Artikel 1 
Abs. 1 dieser Durchführungsbestimmung 
genannten Betrage sind jedoch die Beträge 
des § 1 Abs. 1 der Fünfundvierzigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstel- 
lungsgesetz maßgebend; , 

d) soweit Versicherungsunternehmen auf 
Grund von in Berlin (West) geltenden 
Vorschriften über die Bestimmungen 
dieses Gesetzes hinaus wegen ihrer Ver- 
bindlichkeiten in Anspruch genommen 
werden können, behält es dabei sein Be- 
wenden. 

Die in § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes bestimmte Frist braucht bei der 
Übernahme des Gesetzes durch das Land 
Berlin nicht eingehalten zu werden. 


§ 16 a 

Ein Unternehmen mit Sitz in Berlin hat 
nur dann seinen Sitz im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes, wenn sich auch die Geschäftslei- 
tung im Geltungsbereich dieses Gesetzes be- 
findet. 


§ 17 


§ 17 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


unverändert 
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